
Bürgerstellung schließt somit Pflichten 
notwendig ein (vgl. Kap. 6).7 8

Die Einheit von Staat und Bürger und 
damit das Wesen sozialistischer Staatsbür­
gerschaft äußern sich besonders plastisch im 
Grundrecht auf Mitbestimmung und Mitge­
staltung. Dieses Recht ist der juristisch 
gefaßte Grundtatbestand, daß der Sozialis­
mus das Werk der Arbeiterklasse und aller 
anderen Werktätigen selbst ist.

Ein wichtiges Element der staatsbürger­
lichen Stellung des Bürgers bildet seine 
Treuepflicht. Diese ist juristisch nicht im ein­
zelnen ausgestaltet, ist aber wesensmäßig 
im sozialistischen Staat-Bürger-Verhältnis 
enthalten. Zwei essentielle Elemente dieser 
Pflicht sind in der Verfassung geregelt. Es 
handelt sich um die Regelung in Art. 3 
Abs. 2, nach der jeder Verantwortung für 
das Ganze, für die Entwicklung der sozia­
listischen Gesellschaft trägt, sowie darum, 
daß der Schutz des Friedens, des sozialisti­
schen Vaterlandes und seiner Errungenschaf­
ten als Recht und Ehrenpflicht der Bürger 
bewertet wird (Art. 23). Gerade diese beiden 
Momente zeigen, daß die Treuepflicht des 
Bürgers territorial unbegrenzt ist. Ebenso 
wie den Bürger alle seine Bürgerrechte und 
-pflichten begleiten, wo immer er sich auf­
hält, besteht auch seine Treuepflicht bei 
Aufenthalt im Ausland fort. Insofern 
korrespondiert sie mit der gleichfalls über 
die Landesgrenzen hinauswirkenden Perso­
nalhoheit des Staates.

Die Zugehörigkeit des Bürgers zum 
Staatsvolk mit der Konsequenz, daß er alle 
staatsbürgerlichen Rechte und Pflichten 
besitzt, die seiner Persönlichkeitsentwick­
lung dienen, läßt es gerechtfertigt erschei­
nen, von ihm, unabhängig vom Ort seines 
Aufenthaltes, eine Haltung zu erwarten, die 
nicht nur den einzelnen Bürgerpflichten 
entspricht, sondern die auch das Bekenntnis 
zur sozialistischen Staatsordnung mit ihren 
Grundlagen und Zielen einschließt. Der 
Bürger erfüllt seine Treuepflicht — in verall­
gemeinerter Form gesagt — dadurch, daß er 
nach seinem Vermögen dazu beiträgt, die 
sozialistische Staats- und Gesellschaftsord­
nung politisch und ökonomisch zu stärken 
sowie gegen feindliche Angriffe zu vertei­
digen. Eine so verstandene Treuepflicht des 
sozialistischen Staatsbürgers charakterisiert 
kein UnterwerfungsVerhältnis, sondern ein

den friedlichen, humanistischen und demo­
kratischen Grundsätzen des sozialistischen 
Staates und seiner Politik verpflichtetes 
aktives Verhalten.

5.1.3.
Wesenszüge und Begriff
der sozialistischen Staatsbürgerschaft
Eine rechts wissenschaftliche Untersuchung 
der Staatsbürgerschaft muß die gesellschaft­
lichen Grundlagen und den politischen Inhalt 
der Stellung des Bürgers zum Ausgangspunkt 
nehmen. Dazu bedarf es eines prinzipiell 
neuen Herangehens an Inhalt und Bedeu­
tung der Bürgerschaft des sozialistischen 
Staates. Die bürgerlichen Ansichten und 
Begriffe sind dazu ungeeignet. Abgesehen 
davon, daß sie sich auf ein grundlegend 
anderes gesellschaftliches Verhältnis bezie­
hen, verbannen sie die tatsächliche gesell­
schaftliche Stellung des Bürgers aus der wis­
senschaftlichen Analyse. Damit wird die 
Form ihres Inhalts beraubt.

In der marxistischen Literatur zum Staats­
bürgerschaftsrecht der sozialistischen Staa­
ten werden, unabhängig von vielen Nuancen 
der theoretischen Folgerungen, übereinstim­
mend die Abhängigkeit des Inhalts der 
Staatsbürgerschaft vom Charakter der 
Staats- und Gesellschaftsordnung sowie ihr 
untrennbarer Zusammenhang mit der Souve­
ränität des jeweiligen Staates hervorge­
hoben.

Auf dieser Basis charakterisiert z. B. Mach- 
nenkoö die Staatsbürgerschaft als Zugehörig­
keit einer Person zum sozialistischen Staat, 
die den Umstand ausdrückt, daß sich auf die 
betreffende Person die Wirkung der Gesetze 
des sozialistischen Staates erstreckt und ihr 
Rechte und Pflichten übertragen sind. Gegen 
diese ■ Auffassung wird berechtigt einge­
wandt, daß sie keine hinreichend konkrete 
begriffliche Deutung bietet. Andere Autoren 
sprechen von einem rechtlichen bzw. 
politisch-rechtlichen Status des Bürgers. Zu 
ihnen zählen die bulgarischen Staatsrecht-

7 Vgl. Grundrechte des Bürgers in der sozia­
listischen Gesellschaft, Berlin 1980, S. 80 ff.

8 Vgl. A. Ch. Machnenko, Gossudarstwennoje 
prawo sarubeshnych sozialistitscheskich 
stran, Moskau 1970, S. 160.
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